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Regierungspräsident Martin Bühler: «Wichtig ist mir die 
Konkordanz in der Bündner Regierung»

Herr Bühler, ereignis-
reiche erste drei Jahre 
liegen zurück. Haben Sie 
sich das Regieren so vorge-
stellt?

Martin Bühler: Als Finanzdi-
rektor ist man in fast alle Poli-
tikbereiche eingebunden, vom 
Gesundheitswesen bis zur 
Standortentwicklung. Finanz-
politik bedeutet immer auch, 
Prioritäten für den ganzen Kan-
ton zu setzen. Die vergange-
nen Jahre waren intensiv, aber 
auch sehr spannend und berei-
chernd. Besonders gefreut 
hat mich die Zusammenarbeit 
innerhalb der Regierung. Das 
Kollegialitätsprinzip wurde aus 
meiner Sicht respektiert und 
gelebt. Unterschiedliche Sicht-
weisen wurden offen disku-
tiert, Entscheide gemeinsam 
getragen. Das ist für eine 
verlässliche Regierungspolitik 
zentral.

Als Säckelmeister des 
Kantons sind Sie in der 
komfortablen Lage, über 
frei verfügbares Kapital von 
ursprünglich über 1 Milli-
arde Franken verfügen zu 
können. Sind diese 1000 
Millionen schon ausgege-
ben oder verplant?

Nein. Das frei verfügbare Ei- 
genkapital beträgt per Ende 
2025 noch rund 667 Millionen 
Franken. Die Mittel werden 
ge- zielt für strategisch wichti-
ge Vorhaben eingesetzt, etwa 
200 Millionen Franken für 
Klimaschutz und Innovation 
oder 35 Millionen Franken 
für systemrelevante Infrastruk-
turen. Gleichzeitig zeigt die 
Rechnung 2025, dass die Ein-
nahmen mit den Ausgaben 
nicht mehr Schritt halten. Die 

Finanzplanung weist für die 
kommenden Jahre hohe Defi-
zite aus. Deshalb müssen wir 
bei den Ausgaben Mass halten 
und die finanzielle Handlungs-
fähigkeit langfristig sichern.

Allerdings sind mit 
den Liegenschaftssteuern 
auch Einnahmen weggefal-
len. Ist die Kompensations-
massnahme schon definitiv 
beschlossen?

Nein. Seit der Volksabstim-
mung vom 28. September 
2025 steht fest, dass die 
Eigenmietwertbesteuerung ab- 
geschafft wird und die Kan-
tone auf Zweitliegenschaften 
eine besondere Liegenschafts-
steuer einführen dürfen. Die 
Regierung hat dazu bereits 
Grundsatzentscheide gefällt.
Für den Kanton geht es um 
Mindereinnahmen von rund 
40 Millionen Franken jährlich, 
für die Gemeinden um rund 
30 Millionen Franken. Geplant 
ist eine schlanke gesetzliche 
Grundlage: Der Kanton regelt 
die Grundzüge, die Gemeinden 
entscheiden über Einführung 
und Höhe der Steuer. Die Ver-
nehmlassung soll im Herbst 
2026 möglich sein, das Inkraft-
treten ist auf den 1. Januar 
2029 vorgesehen.

Am 14. Juni wählt das 
Stimmvolk unter anderem 
auch den Regierungsrat. 
Nebst den Bisherigen wird 
auch ein neues Mitglied 
gewählt. Welche Anforde-
rungen stellen Sie persön-
lich an das neue Mitglied 
der Kollegialbehörde?

Entscheidend ist die Fähig-
keit, Verantwortung für den 
ganzen Kanton zu überneh-
men und über Parteigrenzen 
hinweg tragfähige Lösungen 
zu suchen. Die Regierung ist 
eine Kollegialbehörde. Das ver-
langt, unterschiedliche Hal-
tungen zu respektieren und 
Entscheide gemeinsam mitzu-
tragen. Wichtig sind politische 
Erfahrung, Führungsstärke, 

Verlässlichkeit und die Fähig-
keit, auch in schwierigen Situ-
ationen Ruhe und Orientierung 
zu vermitteln.

Ihr Wunschkandidat 
oder Ihre Wunschkandida-
tin?

Jede Kandidatin und jeder 
Kandidat bringt eigene Erfah-
rungen und Stärken mit. Mau-
rizio Michael hätte den Vorteil, 
dass Italienisch-Graubünden 
und die Südtäler wieder eine 
starke Stimme in der Regie-
rung hätten. Valérie Favre Acco 
la wiederum würde Davos als 
zweitgrösste Gemeinde des 
Kantons nach langer Zeit wie-
der vertreten. Wichtig ist mir 
die Konkordanz. Die Bündner 
Regierung lebt davon, dass 
unterschiedliche politische, 
regionale und sprachliche Per-
spektiven eingebunden wer-
den. Entscheiden wird am En- 
de das Stimmvolk.

Haben Sie persön-
lich Bedenken, dass die 
Initiative «Keine 10-Milli-
onen-Schweiz» angenom-
men wird?

Ich nehme die Sorgen rund 
um Bevölkerungswachstum, 
Infrastruktur und Wohnraum 
sehr ernst. Aus Sicht Graubün-
dens überwiegen bei dieser 
Initiative aber klar die Risiken. 
Die Regierung lehnt sie ab, weil 
sie insbesondere für die Berg-
gebiete erhebliche Nachtei-

le hätte. Graubünden wächst 
gemäss Prognosen deutlich 
langsamer als die Schweiz ins-
gesamt und altert gleichzeitig 
stärker. Bereits heute besteht 
in verschiedenen Branchen ein 
erheblicher Fachkräftemangel, 
etwa im Gesundheitswesen, 
Tourismus oder Baugewerbe. 
Eine starke Einschränkung der 
Zuwanderung würde Randregi-
onen wie Graubünden deshalb 
besonders hart treffen.

Wie stellen Sie sich 
die Schweiz mit 10 oder 12 
Millionen Einwohnerinnen 
und Einwohnern vor?

Wenn die Bevölkerung in der 
Schweiz wächst, nehmen auch 
die Herausforderungen bei 
Verkehr, Wohnraum, Energie-
versorgung und Infrastruktur 
zu. Die Schweiz wird auch in 
Zukunft fähig sein, sich weiter-
zuentwickeln und anzupassen, 
wie sie das in ihrer Geschichte 
immer getan hat. Entschei-
dend ist, dass das Wachstum 
aktiv und verantwortungsvoll 
gestaltet wird. Graubünden 
wächst deutlich unterdurch-
schnittlich, altert aber über-
durchschnittlich stark. 

Der Kanton Graubünden 
bleibt deshalb auf Arbeitskräf-
te von ausserhalb angewiesen. 
Entscheidend ist aus meiner 
Sicht nicht, Wachstum einfach 
zu verhindern, sondern es ver-
antwortungsvoll zu gestalten.

Heinz Schneider

Was für Anforderungen 
an das neue Mitglied des 
Regierungsrates stellt der 
aktuelle Präsident Martin 
Bühler? Im folgenden Ges-
präch erklärt er es u.a.


